
Die verfassungspolitischen und juristi-
schen Kriterien des religionsneutralen
Staates folgen bestimmten Prinzipien der
Rechtsdogmatik, doch sind diese keines-
wegs Naturgesetze. Vielmehr sind sie
auch rechtssoziologisch beeinflusst. Dies
zeigt zum Beispiel auch der Vergleich des
Kruzifix-Urteils des Bundesverfassungs-
gerichtes von 1995 mit früheren Entschei-
dungen (Hans Faller, Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 23. August 1995).

Es wirkt schon in gewisser Weise pa-
radox, dass der EGMR seine Entschei-
dung vom November 2009 mit Verweis
auf die Menschenrechte begründet. Wohl
hatten die christlichen Kirchen aus ver-
schiedenen theologischen Gründen ihre
Schwierigkeiten mit der Anerkennung
der liberalen Grundrechte. Doch wird
man cum grano salis feststellen müssen,
dass die Menschenrechte als die wich-
tigsten Wertfundamente der pluralisti-
schen Gemeinwesen nicht – wie von Lai-
zisten behauptet – gegen das Chris-
tentum, sondern vielmehr in konkreter
Auseinandersetzung mit ihm entstan-
den sind (Ernst-Wolfgang Böckenförde,
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10.
Dezember 2004).

Das westliche Christentum hat hohe Af-
finitäten zur Rechtsfigur der personalen
Freiheiten des Individuums. Dazu gehört,
dass der Glaube – ebenso wie jede Welt-
anschauung, also auch der Nicht-Glaube
– nur in Freiheit angenommen werden
darf. Diese Position findet sich schon seit
der mittelalterlichen Scholastik, so etwa
des Thomas von Aquin, auch wenn das im

Wie ein Orkan ist das Kruzifix-Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte (EGMR) im vergangenen 
November über Italien hereingebrochen.
Die erste Schockwelle ist verflogen, aber 
die Erschütterungen wirken noch nach.
Große Teile der Bevölkerung, darunter
keineswegs nur bekennende und prakti-
zierende Katholiken, sind irritiert, nicht
wenige verängstigt. Zu tief berührt das
Straßburger Urteil ihr Selbstverständnis,
und das heißt ein relativ unbefange-
nes Verhältnis von Religion und Politik.
Zweifellos ist auch Italien ein laikaler
Staat. Aber die strikte Entgegensetzung
von Religion und Kultur, christlichen
Symbolen und Öffentlichkeit wird in Ita-
lien selbst von Kulturchristen und Agnos-
tikern zumeist verworfen.

Wohl ist das Urteil zur Kruzifix-
Beschwerde des EGMR, über die nun 
erneut verhandelt werden muss, ein 
Einzelfallurteil. Es hat nicht zum Inhalt,
dass nun alle Kreuze in Schulsälen 
und in öffentlichen Gebäuden abgehängt
werden müssten. Auch hat das Urteil
unmittelbar nur für Italien juristische
Wirkung. Und es gilt nur für die Person
des Klägers. Doch sind die Prinzipien,
die der Urteilsbegründung zugrunde lie-
gen, für alle europäischen Staaten und
damit nicht nur für das italienische Ver-
hältnis von Religion und Politik, Staat
und Kirche von Bedeutung. Davon han-
delt die folgende Betrachtung. Sie kon-
zentriert sich auf eine Verhältnisbestim-
mung von Christentum, Kultur und Poli-
tik. 
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kirchlichen und politischen Leben nicht
immer so praktiziert wurde.

Warum stoßen die christlichen Werte,
die konstitutiv für die europäische Kul-
tur- und Rechtsentwicklung sind, heute
in der Öffentlichkeit Europas so sehr auf
Schwierigkeiten? Neben den historischen
Dimensionen soll auch auf das prinzi-
pielle Verhältnis von Religion und Politik
eingegangen werden.

Grundsätzliche Betrachtung
Die christlichen Normen und Normbe-
gründungen stehen in einem komplizier-
ten Verhältnis zu den Prinzipien des 
säkularen Gemeinwesens. So sind die
christlichen Grundsätze der Sittlichkeit
und des Rechts einerseits wesentliche
Grundlage für die moderne Staats- 
und Gesellschaftsentwicklung; anderer-
seits haben sich die christlichen Kirchen
phasenweise in ihrer kirchenoffiziellen
Lehre  gegen die modernen Entwicklun-
gen des laikalen, vor allem aber gegen
den laizistischen Staat gewandt.

Es ist aber ein wesentlicher Unter-
schied, ob man das pluralistische Ge-
meinwesen, das das Produkt der Säkula-
risation wie auch der Säkularisierung ist
(der Übertragung einst theologisch ge-
deuteter Begriffe in die staatlich-säkula-
re Sphäre), in seinen Beziehungen zur Re-
ligion überwiegend unter dem Aspekt
kirchlich-institutioneller oder religiöser
und moralischer Interessen seiner Bürger
sieht. Wie weit hat sich nun aber der welt-
anschaulich neutrale Staat um die Reli-
gion seiner Bürger zu kümmern? Religion
und Theologie haben ihn nur so weit zu
interessieren, als diese kultur- und rechts-
relevant sind.

Die Aufklärung war in vielen Ländern
Europas Angelegenheit von Laien, die sich
oft agnostischen oder atheistischen Ge-
danken zugewendet hatten und gegen
Kirche und Theologie wandten. Das gilt
vor allem für Frankreich. In anderen Län-
den wurde dagegen die Aufklärung Sache

des Klerus, so etwa in Polen, teilweise aber
auch in den geistlichen Fürstentümern in
den deutschen Landen. Die Kirche hat also
keineswegs immer und überall gegen Mo-
dernisierung und Demokratie gearbeitet,
und auch die Lösung der sozialen Frage,
die das zentrale Problem der Industriege-
sellschaften seit dem neunzehnten Jahr-
hundert war, ist auch heute noch zentra-
ler Gegenstand der christlichen Sozial-
ethik. Die politischen und sozialen Akti-
vitäten der Christen unter anderem in
christlich-demokratischen und christlich-
sozialen Parteien sowie in christlichen Ge-
werkschaften sind gemeinwohldienliche
Aktivitäten. Insofern aber sind es vor al-
lem die Christen selbst, die Anteil am Auf-
bau und der Stabilisierung des weltan-
schaulichen neutralen Staates haben und
hatten, nicht zuletzt auch durch ihre prak-
tisch-politische Mitwirkung – und dies
zeitweise gegen die offiziellen Lehren und
Erklärungen der Kirchen.

Programmatische Gestalten 
christlicher Demokratie
Die christliche Demokratieidee geht zu-
rück auf Abbé Robert Félicité Lamennais,
der im Jahr 1830 angesichts der Verfas-
sungsbewegungen in Belgien, Polen und
Irland, an denen Liberale zusammen mit
Christen führend beteiligt waren, wich-
tige Konsequenzen gezogen hatte. La-
mennais plädierte wohl als erster kirch-
licher Vertreter für Menschenrechte im
Sinne liberaler Grundrechte des Einzel-
nen, ferner für die Trennung von Kirche
und Staat sowie für Religions- und Ge-
wissensfreiheit. Er hat damit der Idee der
Christlichen Demokratie eine politisch-
programmatische Gestalt gegeben. Wohl
hat sich der französische Abbé in den
Fallstricken deistischer Ideen verfangen,
was dann mit zu seiner Verurteilung
durch das päpstliche Lehramt 1834 ge-
führt hat, doch waren die christlich-de-
mokratischen und -sozialen Ideen fortan
nicht mehr aus der Welt zu schaffen.
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So wurden seine Ideen von seinen
Schülern Charles Montalembert, Henri
Lacordaire und anderen aufgegriffen und
weitergeführt. Wilhelm Emmanuel von
Ketteler, Bischof von Mainz und Füh-
rer des politischen Katholizismus in
Deutschland, hat von ihnen ebenso profi-
tiert wie später Luigi Don Sturzo in Italien
und Jacques Maritain in Frankreich, um
nur die wichtigsten Vertreter christlich-
demokratischer Ideen in Europa zu nen-
nen. Don Sturzo ist der Begründer der
christlichen Demokratie in Italien, der
französische Thomist Jacques Maritain
hat als Vertreter Frankreichs an der Men-
schenrechtscharta 1948 mitgewirkt und
sich als Philosoph und Politiker darum
bemüht, die liberalen Grundrechte mit
der Ethik und der Staatslehre des Chris-
tentums zu verknüpfen.

Die Werte der christlichen Ethik und
Anthropologie und die Prinzipien der
christlichen Sozialethik, auf denen die
Programme für den staatlichen und ge-
sellschaftlichen Wiederaufbau und die
supranationalen europäischen Organisa-
tionen beruhten, hatten nach 1945 in der
breiten Öffentlichkeit beträchtliche Reso-
nanz gefunden. In den Kernländern der
Europäischen Gemeinschaften wie der
Montanunion, EWG und Euratom, das
heißt in Frankreich, Italien, Belgien, Lu-
xemburg, den Niederlanden und der
Bundesrepublik Deutschland, waren die
christlich-demokratischen Parteien in 
die Regierungsverantwortung gelangt.
Die bedeutendsten Repräsentanten der
Christlichen Demokratie in der Gründer-
phase der Europäischen Gemeinschaften
waren zweifellos Robert Schuman, Alcide
de Gasperi und Konrad Adenauer.

Für sie wie auch für weitere Politiker
und die Juristen in Justiz, Verwaltung
und Wissenschaft war unzweifelhaft,
dass sie als christliche Politiker nicht als
Organe ihrer Kirchen und Glaubensge-
meinschaften handelten, sondern in eige-
ner Verantwortung und zum Wohle der

Allgemeinheit. Und so sahen auch die
Verfassungspolitiker und Verfassungs-
rechtler der Gründungs- und Konsoli-
dierungsphase der Bundesrepublik im
Bund und in den Ländern die personalis-
tisch und naturrechtlich fundierten Ord-
nungselemente des privaten Lebens kei-
neswegs als Gegensätze zum öffentlichen
Leben, im Gegenteil: Die für die Ordnung
der bundesrepublikanischen Gesellschaft
grundlegenden Normen verdanken sich
dem Christentum: die Anschauung von
der natürlichen Freiheit des Menschen,
von der Gleichberechtigung, der Verant-
wortungsfähigkeit des Menschen, von
der Pflicht zur Hilfe für den Nächsten und
so weiter.

Wertevermittlung und Wertewandel
Dies führt zu der schwierigen Frage der
Wertevermittlung und des Wertewandels
im pluralistischen Gemeinwesen. Die ers-
te Generation von Lehrern, die nach 1945
die theologischen, philosophischen und
sozialwissenschaftlichen Fächer und In-
halte an Schulen, Universitäten und sons-
tigen Bildungseinrichtungen vermittel-
ten, hatte noch unmittelbare Eindrü-
cke und Erfahrungen von Krieg, Elend,
Flüchtlingskatastrophen, Hunger, exis-
tenzieller Not – und auch von einem 
verbrecherischen Staatssystem, dem Fa-
schismus und Nationalsozialismus, Sys-
temen, die die Freiheit, Menschenwürde,
Religion und Christentum nicht nur igno-
rierten, sondern das Christentum gar aus-
zurotten versuchten.

Angesichts dieser konkreten Erfahrun-
gen kriminellen Staatshandelns wirkten
das Engagement führender christlicher
Politiker in der Nachkriegszeit und ihr ent-
schiedenes Eintreten für die freiheitlich-
demokratische Ordnung, für eine durch
Sozialpolitik und Sozialstaatlichkeit abge-
federte Marktwirtschaft und einen neuen
Bildungskanon, der wieder an die euro-
päisch-abendländische Kultur und Bil-
dungstradition anknüpfte, überzeugend
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und einprägsam. Und diese Überzeu-
gungskraft resultierte nicht zuletzt auch
aus dem Umstand, dass ein Teil der Deut-
schen und die Osteuropäer jenseits des Ei-
sernen Vorhangs in unfreien kommunis-
tischen Systemen und in Armut lebten.

Aber schon nach relativ kurzer Zeit ver-
blassten diese Eindrücke in den neuen El-
tern- und Lehrergenerationen, die sich
nunmehr anderen Problemen zuwandten,
die mit den Segnungen des gewachsenen
Wohlstands und den seit den 1970er-Jah-
ren wesentlich veränderten Lehrplänen in
den Schulen zu tun hatten.

Zugleich wurde auch eine neue 
Juristengeneration ausgebildet, die eben
nicht mehr den im ersten Nachkriegsjahr-
zehnt so selbstverständlichen und nahe-
liegenden Rückgriff auf das wiederbe-
lebte gewonnene Naturrecht und norma-
tive Rechtstheorien kennengelernt hatte.
So setzte sich mit der Zeit ein Pragma-
tismus durch, der die historischen Rück-
bezüge für die Fachwissenschaft weitge-
hend ignorierte und sich wieder verstärkt
positivistischen Methoden in der Justiz
und in den Rechts- und Sozialwissen-
schaften zuwandte.

In den ersten Jahrzehnten der Bundes-
republik Deutschland etwa war noch die
Naturrechtsinterpretation unter Richtern
bis hin zu den obersten Bundesgerichten
verbreitet. In der politischen Bildungsar-
beit konnte man darauf verweisen, dass
der Rechtspositivismus die Frage nach der
Gerechtigkeit und den sittlichen Grund-
lagen von Recht und Staat ignoriert hatte,
eine Entwicklung, die in Deutschland
zweifellos das Aufkommen des National-
sozialismus begünstigte und seine furcht-
baren Wirkungen bis hin zum Völker-
mord förderte. „Gesetz ist Gesetz“, so hieß
die Regel; und die Frage, ob das staatliche
Gesetz etwa höhere Rechte, die dem Staat
vorangehen, verletzt, wurde oft nicht
mehr gestellt. 

Heute sind solche Fragen zumeist in-
opportun. Viele meinen, dass der gute

Wille ausreiche und dass man doch von
solchen Verhältnissen wie im nationalso-
zialistischen Deutschland wirklich weit
entfernt sei. Aus diesem Grunde waren 
in Deutschland die christlich-demokra-
tischen Parteien, CDU und CSU, gut be-
raten, die im Zusammenhang mit der
deutschen Wiedervereinigung 1990 dis-
kutierte Revision des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland von
1949 abzulehnen. So hätte es zum Beispiel
für die Nennung Gottes in der Präambel, 
die 1949 in der verfassunggebenden Ver-
sammlung für die Beratung des Grund-
gesetzes auf weitgehenden Konsens stieß,
fünfzig oder sechzig Jahre später keine
Mehrheit gegeben – dies zeigten anschau-
lich die Kontroversen um den vom Euro-
päischen Verfassungskonvent ausgear-
beiteten Europäischen Verfassungsver-
trag, der im Oktober 2004 in Rom von den
Staats- und Regierungschefs der EU-Mit-
gliedsländer unterzeichnet wurde. Hinter
der kämpferisch-laizistischen Haltung ei-
nes Großteils des Konventes, insbeson-
dere seiner französischen und belgischen
Mitglieder, konnte man schon die be-
drohlichen Gewitterwolken erkennen,
die sich bei dem über Italien hereingebro-
chenen „Unwetter“ im November 2009
entladen haben.

Das teilweise gespannte Verhältnis
zwischen Christentum und pluralisti-
scher Gesellschaft geht aber nicht einsei-
tig von der Gesellschaft und den laizisti-
schen Kräften in ihr aus. Vielfach sind es
auch Vertreter der Kirchen, die in einem
harmonischeren und auskömmlicheren
Verhältnis zwischen Kirche und Staat
eher Probleme sehen, vor allem deshalb,
weil sie ein anderes Kirchenverständnis
haben. Dies gilt vor allem für die refor-
mierten Kirchen, die vom Calvinismus
geprägt sind.

Kirche und Staat
Dieses Verhältnis soll kurz am Beispiel
des Kruzifix-Urteils des Bundesverfas-
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sungsgerichts von 1995 skizziert werden.
In mancherlei Hinsicht sind die Reak-
tionen in Deutschland 1995 anders als
gegenwärtig in Italien, was aber weniger
am zeitlichen Abstand von fünfzehn Jah-
ren als vielmehr an den strukturellen
Unterschieden beider Länder liegt.

In Bayern haben der Katholizismus
und seine Präsenz in der Öffentlichkeit
eine ähnliche Bedeutung wie in Italien.
Und so gab es auch hier ganz ähnliche Re-
aktionen wie jenseits der Alpen, und zwar
bei Katholiken wie bei Protestanten. Inte-
ressant sind dabei vor allem die Reaktio-
nen von protestantischen Theologen, Ju-
risten und Politikern, die hinsichtlich der
Religionsneutralität des Staates vor allem
theologische Begründungen anführen. So
bezeichnet ein Verfassungsrechtler in sei-
nem Kommentar die Reaktionen auf das
Kruzifix-Urteil von 1995 als eine Aufre-
gung, die „Ausdruck einer popularisier-
ten Volksfrömmigkeit“ sei, die das Kreuz
als Teil einer dekorativen Inneneinrich-
tung verstehe. Dieser Haltung gegenüber
lobt der Jurist den Ernst des obersten Ver-
fassungsgerichts, das das Kreuz als das
zentrale Symbol des christlichen Glau-
bens, des Opfertodes Christi und seiner
Herrschaft über die Welt wahrnehme. Es
könne doch nicht kirchliches Interesse
sein, das Kreuz auf ein allgemeines Zei-
chen der allgemeinen Kultur zu reduzie-
ren. Das Verfassungsgericht aber habe
„das Kreuz ernst genommen“ (Helmut Si-
mon, Das Sonntagsblatt vom 18. August
1995). 

Kann es tatsächlich Aufgabe des Bun-
desverfassungsgerichtes sein, die Kir-
chen auf bestimmte theologische und
christologische Inhalte als das Eigentliche
des christlichen Glaubens festlegen zu
wollen und dieses gegen die kulturellen
Implikationen, zu denen unter anderem
die Volksfrömmigkeit, religiöses Brauch-
tum und vor allem die sozialethischen
Beiträge des Christentums gehören, aus-
zuspielen? Für den Staat und das Allge-

meinwohl der Bürger aber sind doch die
kulturellen Leistungen einer Religion –
positiv wie negativ – entscheidende Kri-
terien. In dieser Hinsicht aber sind nun
einmal die Religionen nicht alle gleich.
Eine gewichtete Gleichbehandlung von
Religionen  destruiert das aus dem Neu-
tralitätsprinzip abgeleitete Gebot, Min-
derheit und Mehrheit gleichzustellen.
Und im Hinblick auf die Trennung von
Religion und Politik, Kirche und Staat
zeigt sich, dass eben nicht alle Religio-
nen die „europäische Ausdifferenzierung
von der Religion mitgemacht haben“
(Gerd Roellecke, Rezension: Karl-Heinz
Ladeur/Ino Augsberg, Toleranz – Religion
– Recht, Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 31. August 2007).

Das Christentum hat in seiner Gesamt-
heit, die umfassender ist als die institutio-
nelle Verfasstheit der christlichen Kir-
chen, verschiedene Kulturstile mit her-
vorgebracht und diese begleitet. Im Übri-
gen kennt das Christentum verschiedene
Zugangsweisen und Verhältnisbestim-
mungen von Religion und Politik, Glau-
ben und Kultur, die in der Religionsso-
ziologie gut beschrieben sind. Und so gibt
es auch unterschiedliche Deutungswei-
sen des Verhältnisses von Christentum
und Öffentlichkeit. Die protestantischen
Kirchen betonen sehr die Innerlichkeit
und das geistig-geistliche Erleben des
Wortes Gottes in Bibel, Predigt und Sa-
krament mit der Folge, dass dort die
Inneneinrichtungen der Kirchen oft sehr
karg sind und der christliche Glaube nur
spärliche Formen der öffentlichen Prä-
sentation kennt. Demgegenüber ist der
schon klimatisch auf die sonnigeren Ge-
biete Mittel- und Südeuropas verteilte
Katholizismus stärker auch durch Kunst,
Architektur, Kirchenbau wie auch durch
die soziale Ethik und die Erziehungs- und
Bildungseinrichtungen, durch Schulen,
Hochschulen präsent und nicht zuletzt
durch seine Liturgie und Volksfrömmig-
keit mit der säkularen Kultur enger ver-
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woben. Die säkulare Kultur lässt sich
eben nicht nach streng rationalen Katego-
rien von dem religiös-geistlichen und so-
zialethischen Bereich trennen, es sei denn,
die Christen würden sich innerlich auf-
spalten. Das Christentum hat unverkenn-
bar enge Verbindungslinien zu der es um-
gebenden Kultur, die auch angesichts der
heute selbstverständlichen Differenzie-
rung und Trennung von Kirche und Staat
vor allem die gesellschaftliche Identität
betreffen. Diese Verbindungslinien dür-
fen nicht alle radikal gekappt werden.

Lebendige Ambivalenz
Es hilft nichts: Das Christentum ist ambi-
valent. Es ist spirituell, mystisch und kul-
tisch, zugleich auch gesellschaftlich und
kulturell verankert. Das Kreuz ist 
daher ein theologisches und kulturelles
Symbol zugleich. Es bringt Leiden, Tod
und Sterben Jesu Christi ebenso zum 
Ausdruck wie Freiheit, Verantwortung
und Nächstenliebe. Die beiden Seiten des
Christentums, des menschlichen Lebens
und Schicksals können nicht ausein-
andergerissen werden, ohne die Christen
und die sie umgebende Kultur zu schädi-
gen und ihre Identität zu gefährden.

Das grundsätzlich zu bejahende Gebot
der Religionsneutralität des Staates muss
dort seine Grenzen haben, wo die Identität
von Millionen von Christen und Bürgern
und nicht zuletzt auch die Gemeinwohl-
relevanz einer Religion berührt werden.
Auch von den Nicht-Glaubenden muss
Toleranz gefordert werden gegenüber
denjenigen, die mit dem Kreuzessymbol
ihre Humanität und ihr soziales Engage-
ment für Gesellschaft und Gemeinwesen
unter Beweis stellen. Aber hier zeigt sich

beim Vergleich heutiger Gerichtsurteile
mit früheren, dass eine neue Juristenge-
neration mit anderen gesellschaftstheore-
tischen Auffassungen am Werk ist.

Dass die christlichen Werte in der Öf-
fentlichkeit, das heißt die Menschen-
würde, die sittlichen Grundnormen und
Sozialprinzipien wie auch ihre im christ-
lichen Glauben selbst angelegte Differen-
zierung zwischen religiös und weltlich,
Grundlagen für die säkulare Welt sind,
zeigt der Umstand, dass diese Werte und
Normen das gesellschaftlich-staatliche
Leben durchdrungen haben, ohne dass es
oft bewusst ist. Das ist erkennbar bei Län-
dern wie beispielsweise der Schweiz, den
Ländern Rheinland-Pfalz und Saarland
sowie in vielen Ländern und Regionen
Europas, nicht zuletzt bei der internatio-
nalen Hilfsorganisation Rotes Kreuz, die
eben das Kreuz im Wappen tragen, ohne
dass es als Ausdruck betont religiöser Ge-
sinnung oder konfessioneller Besonder-
heiten  gewertet wird. Das Kulturchristli-
che, mag es auch theologisch in bestimm-
ter Hinsicht defizient sein, ist in beträcht-
lichem Umfange schlicht Realität.

Dass oberste Gerichte den Symbolge-
halt des Kreuzes einseitig auf eine be-
stimmte theologische Bedeutung einen-
gen und seine so weitgehende Respektie-
rung durch die Bevölkerung in öffent-
lichen  Räumen despektierlich als Volks-
frömmigkeit abtun, wie es Interpreta-
tionen von aktiven Verfassungsrichtern
1995 getan haben, gehört eigentlich nicht
zu ihrer Aufgabe. Vielmehr sollten auch
landes- und kulturspezifische Üblichkei-
ten und der Umgang des Volkes mit reli-
giösen Symbolen in der Öffentlichkeit
respektiert werden. 

Rudolf Uertz

Seite 42 Nr. 486 · Mai 2010

Ressourcen der Sinnstiftung
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säkulare Gesellschaft sonst von wichtigen Ressourcen der Sinnstiftung abschneidet.“
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